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21.05.2021 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
 
seit über einer Woche tobt der Konflikt im Nahen Osten zwischen Israel und der terroristischen Hamas im Gaza-Streifen. 
Die anhaltenden Raketenangriffe der Hamas auf Israel und sind durch nichts zu rechtfertigen. Sie sind menschenverach-
tend und verbrecherisch. Das Existenzrecht Israels darf zu keiner Zeit in Frage gestellt werden. Bundesaußenminister Heiko 
Maas ist im ständigen Austausch mit seinen Amtskollegen vor Ort und versucht gemeinsam mit unseren europäischen 
Partnern eine Vermittlerrolle zu übernehmen. Dafür ist er am Mittwoch nach Jerusalem gereist, um Gespräche zu führen. 
Es bleibt zu hoffen, dass die seit gestern Nacht geltende Waffenruhe Bestand hat und die Friedensverhandlungen begin-
nen. 
 
Dass die jüngsten Ereignisse von Teilen in Deutschland als Vorwand für antisemitische Parolen und Handlungen, wie das 
Verbrennen von israelischen Flaggen, genutzt werden, ist durch nichts zu rechtfertigen und muss mit aller Härte des Ge-
setzes verfolgt werden. Wer mit der israelischen Politik nicht einverstanden ist, kann vor der Botschaft oder dem Konsulat 
demonstrieren, aber nicht vor Synagogen. Wir stehen an der Seite der Jüdinnen und Juden in Deutschland. 
 
Nicht nur, aber erst recht mit der Pandemie, wurde deutlich, wie wichtig eine Ganz-
tagsbetreuung für Kinder ist. Vom ersten Geburtstag bis zum Grundschuleintritt be-
steht schon jetzt ein Anrecht auf eine Ganztagsbetreuung. Wir haben lange für eine 
Erweiterung dieses Anspruchs auf das gesamte Grundschulalter gekämpft und haben 
in dieser Woche endlich das Gesetz hierzu in erster Lesung beraten. Ab 2026 haben 
alle Kinder in der ersten Klasse einen Anspruch auf einen Ganztagsplatz. Dieser An-
spruch wird jedes Jahr um eine weitere Klassenstufe erweitert, sodass ab 2029 alle 
Grundschulkinder einen Ganztagsplatz erhalten können. Damit das gelingt, müssen 
die Länder die entsprechenden Ganztagsangebote anbieten. In manchen ist dies so-
gar schon geschehen: In Rheinland-Pfalz verfügen schon 87 Prozent aller Grundschu-
len über ein Ganztagsprogramm. Wir unterstützen die Länder und Kommunen bei der 
Schaffung der Ganztagsplätze mit insgesamt 3,5 Milliarden Euro. Gleichzeitig beteili-
gen wir uns ab 2026 mit 100 Millionen Euro und ab 2030 mit 960 Millionen Euro jährlich an den laufenden Betriebskosten. 
Das wird ein zentraler Schlüssel für die bestmögliche Kinderbetreuung aller Kinder in den nächsten Jahren sein. 
 
In der kommenden Woche lade ich herzlich zu einer weiteren digitalen Veranstaltung ein. Am Dienstag, den 25.05.2021 
um 18 Uhr spreche ich gemeinsam mit meinem Kollegen, dem familienpolitischen Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, 
Sönke Rix, und der Vertreterin des Kinderschutzbunds Lahn-Dill/Wetzlar e.V., Stephanie Sting, und dem Oberbürgermeis-
ter der Stadt Wetzlar, Manfred Wagner, über das beschlossene Aufholpaket für Kinder und Jugendliche. Alle Interessierten 
können sich unter www.spdldk.de/aufholpaket oder per Mail an info@dagmarschmidt.de anmelden. 
 
Mit solidarischen Grüßen 
Dagmar Schmidt, MdB 
   



Für ökologische Kriterien in der Landwirtschaft 
Unsere landwirtschaftlichen Betriebe sorgen für unsere gute Ernährung. Sie sorgen dafür, 
dass wir immer frische, regionale und gute Produkte genießen können. Insbesondere 
Großbetriebe tragen zu den 9 Prozent der Treibhausgase bei, die von der Landwirtschaft in 
Deutschland verursacht werden. Auch die Landwirtschaft muss einen Beitrag zum 
Klimaschutz leisten. Gerade kleine Betriebe müssen sich diesen aber auch leisten können. 
Deshalb haben wir in dieser Woche Gesetze beraten, die die Verteilung von Fördergeldern 
der Europäischen Union neu regeln sollen. Wir sorgen dafür, dass Landwirtschaft und 

Umweltschutz gemeinsam beachtet wird. Wir unterstützen in Zukunft Landwirtinnen und Landwirte stärker, 
wenn sie in ihrem Anbau auf ökologische Kriterien achten.  

Für einen starken Tierschutz 
Endlich, nach langen Verhandlungen beenden wir das „Küken Schreddern“ in Deutschland. 
45 Millionen männliche Küken werden jedes Jahr in Deutschland direkt nach dem 
Schlüpfen getötet, da sie keine Eier legen können und auch nicht für den Mastbetrieb 
geeignet sind. Wir haben uns gegen die Union durchgesetzt und verbieten das Schlachten 
von männlichen Küken ab dem Jahr 2022. Auch alternative Verfahren, wie die Bestimmung 
des Geschlechts der Küken schon vor dem Schlüpfen und die Tötung von männlichen 
Embryonen ab dem 7. Bruttag werden ab 2024 verboten, damit auch Schmerzen für das 

Küken-Embryo im Ei ausgeschlossen werden können. Damit stärken wir den Tierschutz. 

Für ein Schnelladenetz für Elektrofahrzeuge 
Wir machen nicht das Auto im Allgemeinen schlecht, sondern die elektrischen Alternativen 
stark. Wir haben beschlossen, dass der Ausbau von Ladesäulen für Elektrofahrzeuge endlich 
vorankommt. Der Bund wird 1000 Schnellladestationen dort errichten, wo es bisher 
wirtschaftlich nicht lukrativ war, wie zum Beispiel abseits von Autobahnen. Gerade das 
schnelle Laden ist wichtig, denn wer lange Strecken fährt, muss auch die Möglichkeit haben 
sein Fahrzeug schnell wieder aufzuladen. Durch eine Schnellladestruktur auch abseits von 
Hauptverkehrsstraßen werden alternative Antriebe in der breiten Fläche attraktiver. In 

Zukunft sollen sie auch im ländlichen Raum eine gute Alternative zu konventionellen Antrieben werden. 

Für starke Betriebsräte 
Nur 9 Prozent aller betriebsratsfähigen Unternehmen haben auch einen Betriebsrat. Oft 
werden Betriebsratsgründungen blockiert oder erschwert. Doch für gute Arbeitsbedingun-
gen brauchen wir starke Betriebsräte. Denn sie sorgen für ein partnerschaftliches Miteinan-
der im Betrieb. Wir schützen Beschäftigte in Zukunft schon im Vorfeld der Betriebsratsgrün-
dung vor einer Kündigung. Und in Zukunft sind weniger Unterschriften für die Unterstüt-
zung von Wahlvorschlägen nötig. Wir haben in den parlamentarischen Beratungen noch 
weitere wichtige Verbesserungen durchgesetzt: Wir verbessern den Unfallversicherungs-

schutz für Beschäftigte im Homeoffice. Dieser wird in Zukunft auch auf privaten Wegen, wie beispielsweise den 
Weg zur Kita erweitert. Gleichzeitig haben wir das Wahlalter in Betrieben auf 16 Jahre herabgesetzt, sodass 
auch junge Beschäftigte ihrer Stimme in der betrieblichen Mitbestimmung erheben können. 

Für Barrierefreiheit abseits von Bordsteinen 
Barrierefreiheit ermöglicht die Teilhabe aller – gleichberechtigt und diskriminierungsfrei. Das 
muss für uns verpflichtend im Rahmen aller politischen Handlungen sein. Häufig wird dabei an 
abgesenkte Bordsteine oder ähnliches gedacht, aber das greift zu kurz. Im Rahmen der 
Vereinten Nationen hat sich Deutschland dazu verpflichtet, allen Menschen mit Behinderung 
gleichberechtigten Zugang zu Informationen und Kommunikation zu gewähren. Mit dem in 
dieser Woche beschlossenen Gesetz setzen wir eine EU-Richtlinie um und sorgen für 
einheitliche Standards bei bestimmten Produkten und Dienstleistungen. Wir wären gerne noch 

weiter darüber hinaus gegangen, dies war aber mit der Union nicht möglich. Mehr dazu gibt es in der 
Pressemitteilung meiner Kollegin Angelika Glöckner hier.  

https://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/barrieren-abbauen-zeiten-digitalisierung
https://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/barrieren-abbauen-zeiten-digitalisierung

